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Antrag 
des Bundesministeriums der Finanzen 

Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung in die Veräußerung 
der bundeseigenen Wohnsiedlung Dr.-Martin-Luther-King-Village in Mainz 

Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 8. März 1996 
- II C 5 - F 0742 - 28/96 - VI C 3 - VV 2909.3 - 7/96: 

Es ist beabsichtigt, die rd. 24,6 ha große ehemals US-genutzte 
bundeseigene Wohnsiedlung Dr.-Martin-Luther-King-Village in 
Mainz, die für Bundeszwecke entbehrlich ist, zu verkaufen. 

Der überwiegend mit Wohnungen bebaute Liegenschaftsteil und 
die sonstigen bebauten Flächen sollen an die Wohnbau Mainz 
GmbH und die restlichen Teilflächen (Gemeinbedarfsflächen) 
nebst den Straßenflächen an die Stadt Mainz veräußert werden. 

Der Kaufpreis für die Liegenschaft beträgt insgesamt 84 711 984 DM. 

Er entspricht dem vollen Wert gemäß § 63 Abs. 3 der Bundes-
haushaltsordnung. 

Wegen der unterschiedlichen Nutzungen, Bindungen und Ver-
pflichtungen in bezug auf die einzelnen Teilbereiche der Liegen-
schaft wurden drei getrennte notarielle Kaufverträge geschlossen. 
Auf Erwerberseite sind die Verträge nunmehr rechtsverbindlich, 
auf Verkäuferseite stehen sie unter dem Vorbehalt der Zustimmung 

des Bundesministeriums der Finanzen, die nach Einwilligung des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates erteilt werden soll. 

Ich bitte, gemäß § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung die Ein-
willigung des Deutschen Bundestages in die Veräußerung der Lie-
genschaft an die vorbezeichneten Käufer herbeizuführen. 

formblattmäßiger Antrag umseitig 
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Antrag 

auf Einwilligung des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
zur Veräußerung von Grundstücken 

(§ 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung) 

 


